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GESCHÄFTSORDNUNGSSEITE

Mit Schreiben vom 15. November 2000 konsultierte der Rat das Europäische Parlament 
gemäß Artikel 37 des EG-Vertrags zu dem Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an bestimmten Ausgaben der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Durchführung der Kontrollregelung für die Gemeinsame Fischereipolitik 
(KOM(2000) 684 - 2000/0273 (CNS)).

In der Sitzung vom 17. November 2000 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments 
bekannt, dass sie diesen Vorschlag an den Ausschuss für Fischerei als federführenden 
Ausschuss sowie an den Haushaltsausschuss als mitberatenden Ausschuss überwiesen hat 
(C5-0583/2000).

Der Ausschuss für Fischerei benannte in seiner Sitzung vom 28. November 2000 Salvador 
Jové Peres als Berichterstatter.

Der Ausschuss prüfte den Vorschlag der Kommission und den Berichtsentwurf in seinen 
Sitzungen vom 23. Januar, 6. Februar, 5. und 21. März 2001.

In dieser Sitzung/In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entwurf einer 
legislativen Entschließung mit 9 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Daniel Varela Suanzes Carpegna (Vorsitzender), Rosa 
Miguélez Ramos (stellvertretende Vorsitzende), Salvador Jové Peres (Berichterstatter), 
Elspeth Attwooll, Carmen Fraga Estévez, Glyn Ford (für d. Abg. Bernard Poignant), Pat the 
Cope Gallagher, Ian Stewart Hudghton, Heinz Kindermann, Brigitte Langenhagen, Giorgio 
Lisi (für d. Abg. Antonio Tajani), Albert Jan Maat (für d. Abg. Arlindo Cunha), Patricia 
McKenna, Struan Stevenson (für d. Abg. James Nicholson) und Catherine Stihler.

Die Stellungnahme des Haushaltsausschusses ist diesem Bericht beigefügt.

Der Bericht wurde am 22. März 2001 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für 
die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird.
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LEGISLATIVVORSCHLAG

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft an bestimmten Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Durchführung der Kontrollregelung für die Gemeinsame Fischereipolitik 
(KOM(2000) 684 – C5-0583/2000 – 2000/0273(CNS))

Der Vorschlag wird wie folgt geändert:

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

(Änderungsantrag 1)
Erwägung 8

(Betrifft nicht die deutsche Fassung).

(Änderungsantrag 2)
Erwägung 11 (neu)

11. Die Maßnahmen zur Durchführung 
dieser Entscheidung sollten entsprechend 
dem Beschluss des Rates 1999/468/EG 
vom 28. Juni 1999 angenommen werden; 
darin werden die Verfahren für die 
Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefugnisse 
festgelegt2.

Begründung:

Die in Artikel 13 des Kommissionsvorschlags enthaltenen Komitologievorschriften müssen an 
den Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999 sowie an die Stellungnahme des Parlaments 
hierzu angepasst werden.  

(Änderungsantrag 3)
Erwägung 12 (neu)

12. Der Finanzrahmen dieser Maßnahme 
sollte mit der derzeitigen Obergrenze von 

1 ABl. C 62 vom 27.2.2001, S. 276.
2 ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23
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Rubrik 3 der Finanziellen Vorausschau 
vereinbar sein, ohne dass andere 
Maßnahmen, die ebenfalls zur Zeit 
finanziert werden, Einbußen erleiden.

Begründung:

Die vorgeschlagene Mittelausstattung für die Maßnahme, d.h. der Beitrag der Gemeinschaft, 
sollte mit der Obergrenze der Finanziellen Vorausschau vereinbar sein. Sollten bei der 
Annahme der Entscheidung andere Beträge vorgeschlagen werden, muss die Haushaltsbe-
hörde erneut konsultiert werden. In diesem Fall wird der Haushaltsausschuss die Auswir-
kungen auf die Obergrenze der jetzigen Finanziellen Vorausschau prüfen.

  

(Änderungsantrag 4)
Artikel 8 Absatz 2

Die finanzielle Beteiligung pro 
Mitgliedstaat und pro Jahr beläuft sich 
auf höchstens 50% der erstattungsfähigen 
Ausgaben.

Die finanzielle Beteiligung beträgt bis zu 
100% der erstattungsfähigen Ausgaben, die 
von den Mitgliedstaaten getätigt wurden.

Begründung:

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass die Beteiligung der Union an den 
internationalen Fischereiorganisationen in den ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der 
Gemeinschaft fällt und dass die Kosten für die Beteiligung an diesen Organisationen wegen 
des Grundsatzes der ausreichenden Mittel für die Gemeinsame Fischereipolitik aus dem 
Haushalt der Gemeinschaft bestritten werden sollten; das gilt auch für die Kosten für die 
Überwachung und die Kontrolle der Fischerei.

  

(Änderungsantrag 5)
Artikel 9 Absatz 2

Die finanzielle Beteiligung pro 
Mitgliedstaat und pro Jahr beläuft sich auf 
höchstens 30% der erstattungsfähigen 
Ausgaben.

Die finanzielle Beteiligung pro 
Mitgliedstaat und pro Jahr beläuft sich auf 
höchstens 35% der erstattungsfähigen 
Ausgaben.

Begründung:

30%  reichen bei weitem nicht aus, um sich an den Bemühungen der Mitgliedstaaten zu 
beteiligen, diese kostspieligen, jedoch notwendigen Investitionen zu tätigen.  

(Änderungsantrag 6)
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Artikel 12 Absatz 1

1. Mitgliedstaaten, die die finanzielle 
Beteiligung in Anspruch nehmen wollen, 
übermitteln der Kommission spätestens am 
31. März 2001 ein Programm der 
veranschlagten jährlichen Ausgaben für die 
Jahre 2001, 2002 und 2003, an denen die 
Gemeinschaft sich finanziell beteiligen 
soll, sowie ein dreijähriges 
Überwachungsprogramm für den Drei-
Jahres-Zeitraum.

1. Mitgliedstaaten, die die finanzielle 
Beteiligung in Anspruch nehmen wollen, 
übermitteln der Kommission spätestens am 
30. Juni 2001 ein Programm der 
veranschlagten jährlichen Ausgaben für die 
Jahre 2001, 2002 und 2003, an denen die 
Gemeinschaft sich finanziell beteiligen 
soll, sowie ein dreijähriges 
Überwachungsprogramm für den Drei-
Jahres-Zeitraum.

Das Überwachungsprogramm umfasst die 
Ziele der geplanten Überwachungs- und 
Kontrollaktionen, die zu ihrer Umsetzung 
vorgesehenen Maßnahmen sowie die 
erwarteten Ergebnisse und erstreckt sich 
auf alle Bereiche der 
Fischereiüberwachung, für die sie 
zuständig sind.

Das Überwachungsprogramm umfasst die 
Ziele der geplanten Überwachungs- und 
Kontrollaktionen, die zu ihrer Umsetzung 
vorgesehenen Maßnahmen sowie die 
erwarteten Ergebnisse und erstreckt sich 
auf alle Bereiche der 
Fischereiüberwachung, für die sie 
zuständig sind.

Nach dem 31. März 2001 eingegangene 
Programme werden nur in vom 
betreffenden Mitgliedstaat ausreichend 
begründeten Ausnahmefällen berück-
sichtigt.

Nach dem 30. Juni 2001 eingegangene 
Programme werden nur in vom 
betreffenden Mitgliedstaat ausreichend 
begründeten Ausnahmefällen berück-
sichtigt.

Begründung:

Das Parlament wird seine Stellungnahme zum Vorschlag der Kommission im März 2001 
annehmen. Es wird davon ausgegangen, dass der Rat die endgültige Regelung rasch 
annimmt, und den Mitgliedstaaten sind die im Vorschlag genannten Fristen bereits bekannt. 
Allerdings kann es infolge der Stellungnahme des Parlaments zum Kommissionsvorschlag 
noch Änderungen geben, und die Mitgliedstaaten brauchen etwas Zeit, um nach der Annahme 
der Rechtsakte ihre Programme der veranschlagten jährlichen Ausgaben vorzulegen.

(Änderungsantrag 7)
Artikel 13

Auf der Grundlage der von den 
Mitgliedstaaten übermittelten Angaben 
entscheidet die Kommission unter 
Beachtung der Kriterien des Anhangs II 
Teil A Nummer 3 vor dem 30. Juni eines 
jeden Jahres nach dem Verfahren von 
Artikel 18 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3760/92 über:

Auf der Grundlage der von den 
Mitgliedstaaten übermittelten Angaben 
entscheidet die Kommission unter 
Beachtung der Kriterien des Anhangs II 
Teil A Nummer 3 vor dem 31. August 
2001 und vor dem 30. Juni in den 
nachfolgenden Jahren über:
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a) die Erstattungsfähigkeit der für das 
laufende Haushaltsjahr geplanten 
Ausgaben;

a) die Erstattungsfähigkeit der für das 
laufende Haushaltsjahr geplanten 
Ausgaben;

b) den Prozentsatz der finanziellen 
Beteiligung;

b) den Prozentsatz der finanziellen 
Beteiligung;

c) die Bedingungen, von denen die 
Beteiligung abhängig gemacht werden 
kann.

c) die Bedingungen, von denen die 
Beteiligung abhängig gemacht werden 
kann.
Die Kommission wird von den durch 
Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 
3760/92 eingesetzten Ausschuss für die 
Fischerei und die Aquakultur unterstützt, 
der entsprechend dem Verfahren gemäß 
Artikel 3 des Beschlusses 1999/468/EWG 
bezüglich Artikel 7 als beratender 
Ausschuss tätig ist.

Begründung:

Erstens wird mit diesem Änderungsantrag die Frist für den Beschluss der Kommission in 
Bezug auf die Frist für die Einreichung der Programme der veranschlagten jährlichen 
Ausgaben der Mitgliedstaaten angepasst (siehe Änderungsantrag zu Artikel 12). Zweitens 
wird auch die Komitologiebestimmung an den geltenden Beschluss angepasst und das 
Verfahren geändert, d.h. entsprechend der bisherigen Position des Parlaments von einem 
Verwaltungsausschuss in einen beratenden Ausschuss.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag für eine 
Entscheidung des Rates über eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an 
bestimmten Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen der Durchführung der 
Kontrollregelung für die Gemeinsame Fischereipolitik (KOM(000) 0684 – C5-0583/2000 
– 2000/0273(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2000) 684)1,

– vom Rat gemäß Artikel 37 des EG-Vertrags konsultiert (C5-0583/2000),

– gestützt auf Artikel 67 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Fischerei sowie der Stellungnahme des 
Haushaltsausschusses (A5-0098/2001),

1. ist der Auffassung, dass die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags mit der 
Obergrenze von Rubrik 3 der laufenden Finanziellen Vorausschau vereinbar sind;

2. billigt den so geänderten Vorschlag der Kommission;

3. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 250 Absatz 2 des EG-
Vertrags entsprechend zu ändern;

4. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

5. verlangt die Eröffnung des Konzertierungsverfahrens, falls der Rat beabsichtigt, von dem 
vom Parlament gebilligten Text abzuweichen;

6. verlangt, erneut konsultiert zu werden, falls der Rat beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

7. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

1 ABl. C 62 vom 27.2.2001, S. 276.
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BEGRÜNDUNG
Mit dem Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft an bestimmten Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen der Durchführung der 
Regelungen zur Kontrolle, Inspektion und Überwachung der Gemeinsamen Fischereipolitik 
wird die Politik der finanziellen Unterstützung der Mitgliedstaaten zur Finanzierung ihrer 
Infrastrukturen für diesen wesentlichen Pfeiler der Gemeinsamen Fischereipolitik fortgeführt. 

In diesem Text werden einige Prioritäten der Finanzierung gemäß der Entscheidung 
89/631/EWG für den Zeitraum 1991-1995 und der Entscheidung 95/527/EG für den Zeitraum 
1996-2000 geändert. Zwar wird die Finanzierung der vorherigen Maßnahmen beibehalten, 
wobei es sich hierbei hauptsächlich um die Anschaffung von Flugzeugen und Schiffen 
handelt, der prozentuale Anteil der Beteiligung der Gemeinschaft fällt jedoch geringer aus.

Im neuen Vorschlag für eine Entscheidung, die für einen Zeitraum von drei Jahren gelten soll, 
damit sie mit dem Inkrafttreten der neuen Gemeinsamen Fischereipolitik zusammenfällt, sind 
folgende Prioritäten gesetzt: Einführung neuer Technologien, Nutzung der Informatiknetze, 
eventuelle allgemeine Einführung von satellitengestützten Überwachungssystemen, 
Ausbildung des Kontrollpersonals und Einführung von Interventionsmechanismen, die 
notwendig sind, damit die Union ihren Verpflichtungen, die sie im Rahmen der regionalen 
Fischereiorganisationen eingegangen ist, nachkommen kann.

Das Parlament ist zwar im wesentlichen mit dem Inhalt des Vorschlags der Kommission 
einverstanden, vertritt jedoch in Bezug auf zwei Fragen eine stark abweichende Auffassung:

Das Parlament ist der Meinung und hat dies auch in den jüngsten Berichten über die 
internationalen Fischereiorganisationen immer wieder betont, dass die Zuständigkeit für die 
Kontrolle und Überwachung in regionalen Fischereiorganisationen in die ausschließliche 
Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen muss und dass es Sache der Organe der Union, 
insbesondere der Kommission, ist, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um diesen 
Verpflichtungen nachzukommen. Es ist also nur folgerichtig, wenn die Finanzierung dieser 
Maßnahmen zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts geht.

Die derzeitige Situation entspricht insofern nicht unbedingt diesem Modell, als die 
Zuständigkeit für die Kontrolle im Kern den Mitgliedstaaten überlassen bleibt und ein 
vernünftiger Zeitraum notwendig ist, um die Strukturen an das oben genannte Modell 
anzupassen. Notwendig ist eine Übergangslösung von vielleicht drei Jahren, in denen die 
Mitgliedstaaten diese Kompetenz weiterhin für die Union ausüben, d.h. solange dieses 
Programm laufen soll. Dessen ungeachtet sollten ihnen aber die Kosten, die diese 
Verpflichtungen der Gemeinschaft für die Mitgliedstaaten bedeuten, vollständig erstattet 
werden. Deshalb wird anstelle der finanziellen Beteiligung an den Kosten in Artikel 8 Absatz 
2 der Entscheidung für eine 100%ige Erstattung plädiert.

Auf der anderen Seite ist es überraschend, dass es in der Begründung dieser Entscheidung 
heißt, dass eine Kürzung der Mittel für die Durchführung der Kontrollmaßnahmen von 41 auf 
35 Mio. Euro jährlich vorgesehen ist, zumal es mehr als wahrscheinlich ist, dass in Zukunft 
die finanzielle Belastung eher zunehmen als abnehmen wird, wenn die Infrastruktur den 
Kontroll- und Überwachungsprogrammen angemessen sein soll.
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27. Februar 2001

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR HAUSHALTSKONTROLLE

für den Ausschuss für Fischerei

zu dem Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft an bestimmten Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen der Durchführung der 
Kontrollregelung für die Gemeinsame Fischereipolitik 
(KOM(2000) 684 – C5-0583/00 – 2000/0273(CNS))

Verfasserin der Stellungnahme: Bárbara Dührkop Dührkop

VERFAHREN

In seiner Sitzung vom 23. November 2000 benannte der Haushaltsausschuss Bárbara Dührkop 
Dührkop als Verfasserin der Stellungnahme.

Der Ausschuss prüfte den Entwurf einer Stellungnahme in seiner Sitzung vom 27. Februar 
2001.

In dieser Sitzung nahm er die nachstehenden Änderungsanträge einstimmig an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Terence Wynn, Vorsitzender; Reimer Böge, 
stellvertretender Vorsitzender; Bárbara Dührkop Dürkop, stellvertretender 
Vorsitzende/Verfasserin der Stellungnahme; Ioannis Averoff, Jean-Louis Bourlanges, Joan 
Colom I Naval, Carlos Costa Neves, Den Dover, James E.M. Elles, Göran Färm, Neena Gill, 
Jutta D. Haug, Ulpu Iivari (für d. Abg. Paulo Casaca), Juan Andrés Naranjo Escobar, Per 
Stenmarck, Francesco Turchi, Kyösti Tapio Virrankoski, Ralf Walter und Brigitte Wenzel-
Perillo.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Fischerei, folgende 
Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

ÄNDERUNGSANTRAG ZUR LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG

[Das Europäische Parlament,]

ist der Auffassung, dass die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags mit der Obergrenze 
von Rubrik 3 der laufenden Finanziellen Vorausschau vereinbar sind.

Begründung

Die vorgeschlagene Mittelausstattung für die Maßnahme sollte mit der Obergrenze der 
Finanziellen Vorausschau vereinbar sein. Sollten bei der Annahme der Entscheidung andere 
Beträge vorgeschlagen werden, muss die Haushaltsbehörde erneut konsultiert werden. In 
diesem Fall wird der Haushaltsausschuss die Auswirkungen auf die Obergrenze der jetzigen 
Finanziellen Vorausschau prüfen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE ZUM LEGISLATIVEN TEXT

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

(Änderungsantrag 1)
Erwägung 3

3. Indem die Mitgliedstaaten die 
Durchführung der Kontrollregelung 
für die gemeinsame Fischereipolitik 
sicherstellen, erfüllen sie eine 
Verpflichtung von gemeinschaftlichem 
Interesse.

3. Die Durchführung der Kontroll-, 
Inspektions- und Überwachungsre-
gelung für die Gemeinsame 
Fischereipolitik ist Sache der 
Mitgliedstaaten. Indem die 
Mitgliedstaaten die Durchführung der 
Regelung sicherstellen, erfüllen sie 
eine Verpflichtung von 
gemeinschaftlichem Interesse.

Begründung:

Die Kontrolle der Anwendung der gemeinsamen Fischereipolitik, einschließlich deren 
Finanzierung, ist Sache der Mitgliedstaaten, wie es in der Verordnung 2847/93 über die 
Einführung einer Kontrollregelung für die gemeinsame Fischereipolitik festgelegt ist. Die 

1 ABl. C 62 vom 27.2.2001, S. 276.
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Kommission muss gemeinsame Normen und ein Mindestmaß an Effizienz der 
Kontrollmaßnahmen gewährleisten. Angesichts der Bedeutung der Kontrolle und 
Überwachung, insbesondere für die Bestandserhaltung und die Bewirtschaftung der 
Ressourcen, ist die finanzielle Unterstützung aus dem EU-Haushalt gerechtfertigt.

(Änderungsantrag 2)
Erwägung 8

(Betrifft nicht die deutsche Fassung).

(Änderungsantrag 3)
Erwägung 11 (neu)

11. Die Maßnahmen zur Durchführung 
dieser Entscheidung sollten 
entsprechend dem Beschluss des 
Rates 1999/468/EG vom 28. Juni 
1999 angenommen werden; darin 
werden die Verfahren für die 
Ausübung der der Kommission 
übertragenen Durchführungsbefug-
nisse festgelegt1.

Begründung:

Die in Artikel 13 des Kommissionsvorschlags enthaltenen Komitologievorschriften müssen an 
den Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999 sowie an die Stellungnahme des Parlaments 
hierzu angepasst werden.

(Änderungsantrag 4)
Erwägung 12 (neu)

12. Der Finanzrahmen dieser Maßnahme 
sollte mit der derzeitigen Obergrenze von 
Rubrik 3 der Finanziellen Vorausschau 
vereinbar sein, ohne dass andere 
Maßnahmen, die ebenfalls zur Zeit 
finanziert werden, Einbußen erleiden.

Begründung:

Die vorgeschlagene Mittelausstattung für die Maßnahme, d.h. der Beitrag der Gemeinschaft, 
sollte mit der Obergrenze der Finanziellen Vorausschau vereinbar sein. Sollten bei der 

1 ABl. L 84 vom 17.7.1999, S. 23
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Annahme der Entscheidung andere Beträge vorgeschlagen werden, muss die Haushaltsbe-
hörde erneut konsultiert werden. In diesem Fall wird der Haushaltsausschuss die Auswir-
kungen auf die Obergrenze der jetzigen Finanziellen Vorausschau prüfen.

(Änderungsantrag 5)
Artikel 12 Absatz 1

1. Mitgliedstaaten, die die finanzielle 
Beteiligung in Anspruch nehmen 
wollen, übermitteln der Kommission 
spätestens am 31. März 2001 ein 
Programm der veranschlagten 
jährlichen Ausgaben für die Jahre 
2001, 2002 und 2003, an denen die 
Gemeinschaft sich finanziell beteiligen 
soll, sowie ein dreijähriges 
Überwachungsprogramm für den Drei-
Jahres-Zeitraum.

1. Mitgliedstaaten, die die finanzielle 
Beteiligung in Anspruch nehmen 
wollen, übermitteln der Kommission 
spätestens am 31. Mai 2001 ein 
Programm der veranschlagten 
jährlichen Ausgaben für die Jahre 
2001, 2002 und 2003, an denen die 
Gemeinschaft sich finanziell beteiligen 
soll, sowie ein dreijähriges 
Überwachungsprogramm für den Drei-
Jahres-Zeitraum.

Das Überwachungsprogramm umfasst 
die Ziele der geplanten 
Überwachungs- und Kontrollaktionen, 
die zu ihrer Umsetzung vorgesehenen 
Maßnahmen sowie die erwarteten 
Ergebnisse und erstreckt sich auf alle 
Bereiche der Fischereiüberwachung, 
für die sie zuständig sind.

Das Überwachungsprogramm umfasst 
die Ziele der geplanten Überwachungs- 
und Kontrollaktionen, die zu ihrer 
Umsetzung vorgesehenen Maßnahmen 
sowie die erwarteten Ergebnisse und 
erstreckt sich auf alle Bereiche der 
Fischereiüberwachung, für die sie 
zuständig sind.

Nach dem 31. März 2001 
eingegangene Programme werden nur 
in vom betreffenden Mitgliedstaat 
ausreichend begründeten 
Ausnahmefällen berücksichtigt.

Nach dem 31. Mai 2001 eingegangene 
Programme werden nur in vom 
betreffenden Mitgliedstaat ausreichend 
begründeten Ausnahmefällen berück-
sichtigt.

Begründung:

Das Parlament wird seine Stellungnahme zum Vorschlag der Kommission im März 2001 
annehmen. Es wird davon ausgegangen, dass der Rat die endgültige Regelung rasch 
annimmt, und den Mitgliedstaaten sind die im Vorschlag genannten Fristen bereits bekannt. 
Allerdings kann es infolge der Stellungnahme des Parlaments zum Kommissionsvorschlag 
noch Änderungen geben, und die Mitgliedstaaten brauchen etwas Zeit, um nach der Annahme 
der Rechtsakte ihre Programme der veranschlagten jährlichen Ausgaben vorzulegen.

(Änderungsantrag 6)
Artikel 13

Auf der Grundlage der von den 
Mitgliedstaaten übermittelten Angaben 
entscheidet die Kommission unter 

Auf der Grundlage der von den 
Mitgliedstaaten übermittelten Angaben 
entscheidet die Kommission unter 
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Beachtung der Kriterien des Anhangs II 
Teil A Nummer 3 vor dem 30. Juni eines 
jeden Jahres nach dem Verfahren von 
Artikel 18 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3760/92 über:

Beachtung der Kriterien des Anhangs II 
Teil A Nummer 3 vor dem 31. August 
2001 und vor dem 30. Juni in den 
nachfolgenden Jahren über:

a) die Erstattungsfähigkeit der für das 
laufende Haushaltsjahr geplanten 
Ausgaben;

a) die Erstattungsfähigkeit der für das 
laufende Haushaltsjahr geplanten 
Ausgaben;

b) den Prozentsatz der finanziellen 
Beteiligung;

b) den Prozentsatz der finanziellen 
Beteiligung;

c) die Bedingungen, von denen die 
Beteiligung abhängig gemacht werden 
kann.

c) die Bedingungen, von denen die 
Beteiligung abhängig gemacht werden 
kann.
Die Kommission wird von den durch 
Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 
3760/92 eingesetzten Ausschuss für die 
Fischerei und die Aquakultur unterstützt, 
der entsprechend dem Verfahren gemäß 
Artikel 3 des Beschlusses 1999/468/EWG 
bezüglich Artikel 7 als beratender 
Ausschuss tätig ist.

Begründung:

Erstens wird mit diesem Änderungsantrag die Frist für den Beschluss der Kommission in 
Bezug auf die Frist für die Einreichung der Programme der veranschlagten jährlichen 
Ausgaben der Mitgliedstaaten angepasst (siehe Änderungsantrag zu Artikel 12). Zweitens 
wird auch die Komitologiebestimmung an den geltenden Beschluss angepasst und das 
Verfahren geändert, d.h. entsprechend der bisherigen Position des Parlaments von einem 
Verwaltungsausschuss in einen beratenden Ausschuss.


